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INHALTSVERZEICHNIS 

IN ALLER KÜRZE 2 

THEMA - ARBEITSRECHT 
Alexander Noga: Verwarnungen im Arbeitsrecht 

Die sich aus einem Arbeitsverhältnis ergebenden, den Arbeitnehmer treffenden, vertraglichen und gesetzlichen Ver­ 
pflichtungen sind durch diesen grundsätzlich einzuhalten. Verstößt ein Arbeitnehmer gegen seine Verpflichtungen, so 
stehen dem Arbeitgeber je nach Schwere des Verstoßes unterschiedliche Warn- und Sanktionsmechanismen zur Verfügung. 
Diese können von einer schlichten Verwarnung bis zur Kündigung oder Entlassung reichen. Der Beitrag von RAA Mag. 
Alexander Noga gibt einen kompakten Überblick über das arbeitsrechtliche Sanktionsmittel der Verwarnung. 
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-- 
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» STEUERRECHT 
Aufenthalt in Thermalbad keine außergewöhnliche Belastung 

-- - -- - . 
BFG: Haftung eines Gesellschafter-Geschäftsführers für Schulden der GmbH - keine agB 
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Kein Alleinverdienerabsetzbetrag für kinderlose Steuerpflichtige - keine Unionsrechtswidrigkeit 
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Alle Neune! - Anmerkungen zur neunten mietrechtlichen Klausel-Entscheidung 
Mit 6 Ob 226/18 f, der 9 .. Klausel-Entscheidung, geht eine Erfolgsgeschichte zu Ende; seit 2006 war es der 
Bundesarbeitskammer mit einer Serie von Verbandsklagen gelungen, auf Basis des AGB-Rechts gegen vor­ 
formulierte Mietvertragsbedingungen vorzugehen. Reihenweise wurden vom OGH gebräuchliche Mietver­ 
tragsklauseln für unzulässig erklärt und auf diese Weise der sowieso bereits sehr engmaschige Schutz des 
Mieters weiter verdichtet. Im vorliegenden Verfahren sind vier angegriffene Klauseln beim OGH gelandet; 
alle vier werden vom OGH aber für zulässig angesehen. Dem ist - wie die Überlegungen zeigen - inhaltlich 
weitgehend zuzustimmen. 
Georg Graf 

OGH: Wertgesicherter Mietzins ist im MRG-Vollanwendungsbereich zulässig 
In der mittlerweile neunten mietrechtlichen Klausel-Entscheidung hatte sich der OGH erstmals mit der Frage 
der (Un-)Zulässigkeit einer Wertsicherungsvereinbarung im Vollanwendungsbereich des MRG auseinander­ 
zusetzen. Das Höchstgericht erachtete die formularvertragliche Vereinbarung eines wertgesicherten Mietzin­ 
ses als sachlich gerechtfertigt und damit grundsätzlich zulässig. Der Beitrag vertieft die Argumentation des 
OGH und stellt ergänzende Überlegungen an, mit denen die Richtigkeit dieses Rechtsstandpunkts unter­ 
mauert werden soll. 
Reinhard Pesek 

9. Klausel-Entscheidung: Kritische Anmerkungen 
Im Rahmen der Verbandsklagenjudikatur zu Formularmietverträgen stellt die vorliegende Entscheidung des 
OGH ein Novum dar. Gegenstand des Verfahrens war nämlich eine Klage nach§§ 28, 29 KSchG auf Unter­ 
lassung der Empfehlung von bestimmten Klauseln in einem Vertragsformular nur für Wohnungsmietver­ 
träge, die dem Vollanwendungsbereich des MRG und nach dessen § 16 Abs 1 der angemessenen Haupt­ 
mietzinsbildung unterliegen. Drei der insgesamt vier vor dem OGH noch strittigen Klauseln waren aber 
in zumindest sinngleicher Fassung bereits Gegenstand der fast eineinhalb Jahre zuvor ergangenen 8. Klau­ 
sel-Entscheidung desselben Senats, welche sie für zulässig erachtete. Der Beitrag befasst sich daher auch mit 
den Ausführungen und Begründungen in der 8. Klausel-Entscheidung. 
Walter Rosifka 
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Insolvenzrecht und Zwangsvollstreckung 
Bundesgerichtshof 4.7.2019 I ZB 71/18 

Art. 9 Abs. 2 VO (EU) Nr. 260/2012 steht Vertragsklausel 1830 
entgegen, die die Zahlung mittels Lastschrift auf Euro über 
SEPA ausschließt, wenn der Zahler seinen Wohnsitz in ei- 
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Zur Frage, ob die Veräußerung von betriebsnotwendigem 1838 
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Wesentlichen gleichen Gesellschaftern gegen eine ange­ 
messene Gegenleistung als eine den Vorwurf der Sitten­ 
widrigkeit begründende Verletzung der Leistungstreue­ 
pflicht anzusehen 

Keine besonderen Wirksamkeitsanforderungen für Teil- 1841 
gewinnabführungsverträge mit einer GmbH als abfüh­ 
rungspflichtiger Gesellschaft, wenn sie keine satzungs­ 
überlagernde Wirkung haben; wirksam abgeschlossener 
Teilgewinnabführungsvertrag unberührt von Rechts­ 
formwechsel der verpflichteten GmbH in eine Aktien­ 
gesellschaft; zur Pflicht der Vertragsparteien, die infolge 
des Formwechsels erforderliche Eintragung in das Han­ 
delsregister(§ 294 Abs. 1 AktG) herbeizuführen 

Aufenthaltsermittlung gemäß Modul L der Anlage zur Ge- 1846 
richtsvollzieherformular-Verordnung keine selbständige 
Maßnahme der Zwangsvollstreckung, sondern lediglich 
eine den Gerichtsvollzieher bei den ihm zugewiesenen 
Vollstreckungsmaßnahmen unterstützende Hilfsbefugnis; 
nach ihrer Vornahme keine Beendigung des dem Gerichts­ 
vollzieher erteilten Vollstreckungsauftrags durch Rückgabe 
der Vollstreckungsunterlagen an den Gläubiger 



Bundesgerichtshof 21.8.2019 VII ZB 48/16 Zur Bewilligung von Prozesskostenhilfe für ein Mahnver- 1848 
fahren, wenn ein Widerspruch des Antragsgegners zu er- 
warten ist (hier in Bezug auf einen vom Insolvenzverwalter 
verfolgten Anspruch) 

Bundesgerichtshof 12.9.2019 IX ZR 264/18* Zur Passivlegitimation der nach den niedersächsischen Zu- 1849 
ständigkeitsregelungen ermächtigten kommunalen Ge- 
bietskörperschaft, die auf das Land nach dem Unterhalts- 
vorschussgesetz übergegangenen Ansprüche außerge- 
richtlich und gerichtlich geltend zu machen und Zahlungen 
des Unterhaltsschuldners auf die geleisteten Unterhalts- 
vorschüsse entgegengenommen hat, für Rückgewährs- 
ansprüche wegen Anfechtung; zum möglichen Fehlen 
eines Gläubigerbenachteiligungsvorsatzes eines unter- 
haltspflichtigen Schuldners trotz erkannter Zahlungsunfä- 
higkeit, wenn sich die Unterhaltszahlungen in einer Grö- 
ßenordnung bewegen, die es nahelegt, dass es sich wirt- 
schaftl ich um Zahlungen aus dem zugunsten der Unter- 
haltsgläubiger pfändungsgeschützten Teil des Einkorn- 
mens oder von einem jederzeit schütz baren Konto handelt 

Sonstiges 
Bundesgerichtshof 8.11.2018 I ZB 24/18 Zur Maßgeblichkeit des Schiedsvereinbarungsstatuts für 1854 

die persönliche Reichweite einer Schiedsvereinbarung; 
keine Bedenken unter dem Aspekt einer unzulässigen 
Schiedsbindung unbeteiligter Dritter, wenn diesen ledig- 
lieh ein Wahlrecht zur Anrufung eines Schiedsgerichts ein- 
geräumt wird 

Bundesgerichtshof 14.2.2019 I ZB 33/18 Verletzung der Grundsätze des § 301 ZPO durch Schieds- 1856 
gericht kein Aufhebungsgrund im Sinne des§ 1059 Abs. 2 
Nr. 1 Buchst. d ZPO; zur Frage, ob der verfahrensrechtliche 
ordre public eine Einschränkung von diesem Grundsatz 
erfordern könnte 

Bundesgerichtshof 6.6.2019 VII ZR 103/16 Kein Grundurteil in einem Prozess auf Schadensersatz 1858 
wegen Mängeln des Bauwerks, wenn das Gericht keine 
Feststellungen zu Mängeln des Bauwerks getroffen hat 
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Ansprüche aus Insolvenzanfechtung werden nicht 
durch vertragliche Ansprüche oder Bereicherungsforde­ 
rungen (§§ 812 ff. BGB) verdrängt. Vielmehr können 
Anfechtungsansprüche selbständig neben sonstigen 
Rückgewähransprüchen erhoben werden. Deshalb 
schließt die Nichtigkeit einer Rechtshandlung ihre An­ 
fechtbarkeit nicht aus.1 

II. Rechtshandlung 

Zugunsten des Anfechtungsgegners geleisteten Über­ 
weisungen stellen Rechtshandlungen des Schuldners 
dar.2 Dies gilt auch, wenn sich der Schuldner zur Zah­ 
lung eines Leistungsmittlers bedient.3 Wie die Entgelt­ 
fortzahlung an Arbeitnehmer im Krankheitsfall stellt 
auch die Auszahlung von Urlaubsvergütung eine 
Rechtshandlung des Arbeitgebers dar, ohne die ein Er­ 
stattungsanspruch des Arbeitgebers und damit eine 
Aufrechnungsmöglichkeit der Sozialkasse mit Beitrags­ 
rückständen nicht entstehen kann.4 

III. Gläubigerbenachteiligung 

1. Grundsatz 

Eine Gläubigerbenachteiligung liegt vor, wenn ent­ 
weder die Schuldenmasse vermehrt oder die Aktivmas­ 
se verkürzt und dadurch der Gläubigerzugriff auf das 
Schuldnervermögen vereitelt, erschwert, gefährdet oder 
verzögert wird. Dies setzt voraus, dass die Befriedi­ 
gungsmöglichkeiten der Insolvenzgläubiger ohne die 
angefochtene Rechtshandlung bei wirtschaftlicher Be­ 
trachtungsweise günstiger gewesen wären. Für die Be­ 
einträchtigung des Gläubigerzugriffs sind die Befriedi­ 
gungsmöglichkeiten der (nicht voll gesicherten) Insol­ 
venzgläubiger maßgeblich. Insoweit fehlt es an einer 
Gläubigerbenachteiligung, wenn durch die entspre­ 
chende Klausel der Vermögensgegenstand nicht zum 
Vermögen des Schuldners gehört.5 Die Frage des ur­ 
sächlichen Zusammenhangs zwischen der Rechtshand­ 
lung und der Gläubigerbenachteiligung ist aufgrund 
des realen Geschehens zu beurteilen. Für hypotheti­ 
sche, nur gedachte Kausalverläufe ist insoweit kein 
Raum. Sie können die Ursächlichkeit einer Rechtshand­ 
lung für die Gläubigerbenachteiligung nicht ausschlie­ 
ßen und im Regelfall auch nicht begründen.6 

2. Benachteiligung nur eines Gläubigers 

Es steht der Anfechtung nicht entgegen, dass nur ein 
einziger Insolvenzgläubiger vorhanden ist. Das Gesetz 
erklärt in § 129 Abs. 1 InsO Rechtshandlungen für an­ 
fechtbar, welche die Insolvenzgläubiger benachteiligen. 

25 
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Damit wird aber keine Mehrzahl von Insolvenzgläubi­ 
gern vorausgesetzt. Es soll lediglich zum Ausdruck ge­ 
bracht werden, dass die Insolvenzgläubiger in ihrer Ge­ 
samtheit benachteiligt sein müssen; es genügt nicht, 
dass nur einzelne Gläubiger aus dieser Gesamtheit be­ 
nachteiligt werden. Nur in diesem Sinne trifft die Aus­ 
sage zu, dass die Benachteiligung eines einzelnen Gläu­ 
bigers nicht genügt. Ist nur ein Insolvenzgläubiger vor­ 
handen, stellt dieser die Gläubigergesamtheit dar. Sei­ 
ne Benachteiligung kann die Anfechtung einer Rechts­ 
handlung rechtfertigen.7 

3. Zahlungen 

a) Grundsatz 

Infolge des Vermögensabflusses bewirken Zahlungen 
grundsätzlich eine objektive Gläubigerbenachteiligung 
(§ 129 Abs. 1 InsO).8 Die selbst bei Zahlungen an einen 
uneigennützigen Treuhänder grundsätzlich gegebene 
Gläubigerbenachteiligung ist nicht entfallen, soweit 
daraus ein Betrag von 4.995 EUR in die Barkasse der 
Schuldnerin zurückgeflossen ist, weil die Gläubigerbe­ 
nachteiligung durch den verschleierten „Umtausch" ei­ 
nes pfändbaren Auszahlungsanspruchs gegen das Kre­ 
ditinstitut in einen für die Gläubiger nur schwer ausfin­ 
dig zu machenden Bargeldbetrag nicht rückgängig ge­ 
macht, sondern vertieft wird. Eine etwaige Rechts­ 
grundlosigkeit der bewirkten Zahlungen steht einer 
Gläubigerbenachteiligung ebenfalls nicht entgegen, 
weil ein Rückforderungsanspruch im Blick auf den von 
der Beklagten geltend gemachten Einwand der Entrei­ 
cherung (§ 818 Abs. 3 BGB) nicht ohne weiteres begrün­ 
det ist.9 

b) Gegenleistungen 

Eine Gläubigerbenachteiligung entfällt nicht deshalb, 
weil die anzufechtende Rechtshandlung in Zusammen­ 
hang mit anderen Ereignissen der Insolvenzmasse auch 
Vorteile gebracht hat. Als Vorteil der Masse sind nur sol­ 
che Folgen zu berücksichtigen, die an die angefochte­ 
ne Rechtshandlung selbst anknüpfen. Erstattungsleis­ 
tungen einer Sozialkasse knüpfen nicht in einer Weise 
an die Beitragszahlungen der Schuldnerin an, die es 
rechtfertigen könnte, die infolge der Beitragszahlungen 
eingetretene Gläubigerbenachteiligung im Umfang der 

1 BGH, Urt. v. 7.9.2017 - IX ZR 224/16 = WM 2017, 1910 Rdn. 10. 
2 BGH, Urt. v. 7.9.2017 - IX ZR 224/16 = WM 2017, 1910 Rdn. 11. 
3 BGH, Urt. v. 9.11.2017 - IX ZR 319/16 = WM 2018, 343 Rdn. 7. 
' BGH, Beschl. v. 3.5.2018 - IX ZR 150/16 = WM 2018, 1063 Rdn. 5. 
5 BGH, Urt. v. 12.10.2017 - IX ZR 288/14 = WM 2017, 2274 Rdn. 22 = WuB 

2018, 199 Ge/brich.; BGH, Urt. v. 15.11.2018 - IX ZR 229/17 = WM 2019, 213 
Rdn. 11. 

6 BGH, Urt. v. 15.11.2018- IX ZR 229/17 = WM 2019, 213 Rdn. 17. 
7 BGH, Beschl. V. 14.2.2019 - IX ZB 25/17 = WM 2019, 548 Rdn. 10. 
8 BGH, Urt. v. 25.1.2018-IX ZR 299/16 = WM 2018, 328 Rdn. 9; BGH, Urt. v. 

5.7.2018 - IX ZR 126/17 = WM 2018, 1430 Rdn. 12. 
9 BGH, Urt. v. 7.9.2017 - IX ZR 224/16 = WM 2017, 1910 Rdn. 11. 
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Die enthaltenen Werkzeuge helfen bei Fehler­ 
diagnose, Maiware-Bekämpfung und Daten­ 
rettung. 

64 So machen Apps süchtig 

n,:r@i§,jfä c't Hardcore kennzeichnet besonders anspruchsvolle 
Artikel. 

Smartphones sind Zeitfresser - 
und das ist kein Zufall: Gerade 
Social-Media-Apps sind auf 
maximale „Klebrigkeit" getrimmt. 
Wir haben die Tricks der App­ 
Entwickler aufgedeckt und 
zeigen, wie Sie Ihrem Smartphone 
die Nervigkeit austreiben. 
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schriften zu grenzüberschreitenden Umwandlungen ist für Minderheitsgesellschafter ein Austrittsrecht gegen Barabfindung vorgesehen. Die aus­ 
scheidungswilligen Gesellschafter müssen hierzu gegenüber der betreffenden Gesellschaft ihre Entscheidung erklären, ihr Recht auf VeräulSerung 
ihrer Anteile auszuüben. Der Beitrag befasst sich näher mit dieser Austrittserklärung. Dabei wird insbesondere die Anteilsübertragung bei der 
GmbH in den Blick genommen. . 1105 
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